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KURZ KOMMENTIERT

Stahlindustrie

Chancen für Stahlstiftung?

Nach einigen Jahren des Erfolges ist die deutsche 
Stahlindustrie wieder in der Krise. Zu den angebotenen 
Instrumenten der Krisenbewältigung gehört als Neue­
rung die von den vier nordrhein-westfälischen Stahll<on- 
zernen Thyssen, Hoesch, Krupp und Mannesmann vor­
geschlagene „Stahlstiftung“ , die den im erheblichen 
Umfang notwendigen Personalabbau abfedern soll. Die 
Mittelbereitstellung für diese Einrichtung soll nach den 
bisherigen Vorstellungen durch die Unternehmen, aber 
auch durch den Bund und das Land Nordrhein-Westfa­
len erfolgen.

Bisher ist noch unklar, welches Interesse die Stahlge­
sellschaften an der Stiftung haben und wie das Verhält­
nis Unternehmen -  Staat bestimmt sein wird. Möglicher­
weise wird es zu einer Verschiebung der Verantwortung 
zu Lasten der öffentlichen Hand kommen. IG-Metallchef 
Steinkühler sieht im Stiftungskonzept denn auch „ledig­
lich ein Instrument zur Verringerung privater Sozialplan­
kosten durch öffentliche Mittel“ . Nach geltendem Sub­
ventionsrecht noch statthaft, könnten diese staatlichen 
Subventionen zudem als Kompensation für Subventio­
nen der ausländischen Konkurrenz verstanden werden.

Denkbar wäre auch, daß staatliche Mittel die in voller 
Höhe eingebrachten Sozialplankosten der Unterneh­
men ergänzen. Die Konstruktion der Stahlstiftung würde 
dann nicht eine Subventionierung der Stahlunterneh­
men darstellen, sondern käme den Stahlarbeitern zu­
gute, die eine über das normale Niveau hinausgehende 
soziale Absicherung erhielten. Gegenwärtig ist aller­
dings noch unklar, ob es tatsächlich zur Gründung der 
Stiftung kommt. Der Finanzminister von Nordrhein- 
Westfalen wird nämlich keine Mittel bereitstellen, das 
Bundesengagement ist noch offen, und die Gewerk­
schaften haben ihre Ablehnung des Modells verkündet.
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Deutsche Bundespost

Deregulierungsansätze

Ein Gutachten der Unternehmensberatungsfirma 
McKinsey hat es noch einmal bestätigt: Bei derTelekom- 
munikation ist die Post technisch in den traditionellen 
Bereichen hervorragend, aber im internationalen Ver­
gleich recht teuer, und bei der Einführung neuer Techno-
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logien liegt sie hinter den Betreibern in den USA, Groß­
britannien oder Japan zurück. Dieses Ergebnis über­
rascht nicht; verwunderlich wäre es eher, wenn ein in 
staatlicher Regie betriebenes Monopolunternehmen 
bei der Einführung des technischen Fortschrittes die 
Nase vorn hätte und zu besonders günstigen Preisen 
anböte.

Erfolge sind hier nur zu erwarten, wenn die Post 
grundlegend umstrukturiert wird und sich dem Wettbe­
werb stellen muß. Gute Ansätze dafür bieten die Vor­
schläge der Regierungskommission „Fernmeldewe­
sen“ , deren Empfehlungen zwar offiziell erst im Som­
mer vorgestellt werden, aber teilweise schon bekannt 
sind. Bei den Mehrwertdiensten ist ein Unternehmen 
„Teledienst“ vorgesehen, das im Wettbewerb mit priva­
ten Anbietern stehen soll. Für das „Telenetz“ selbst 
konnte sich die Regierungskommission nicht auf eine 
wettbewerbliche Leistungserstellung einigen; private 
Netzanbieter bleiben weiterhin verboten, die Post muß 
jedoch Mietleitungen zur Verfügung stellen. Nach drei 
Jahren soll überprüft werden, ob dies in ausreichendem 
Maße und zu Preisen geschieht, die auch mit denen pri­
vater Netzbetreiber konkurrieren könnten.

Diese Vorschläge entsprechen zwar nicht einer gro­
ßen Lösung für die Deregulierung des Telekommunika­
tionsbereichs, aber sie stellen einen sinnvollen ersten 
Schritt dar. Für eine Privatisierung der Post oder eine Ab­
schaffung des Netzmonopols sind vorerst ohnehin 
keine politischen Mehrheiten auszumachen. Innerhalb 
der Regierungskoalition sind die CSU und Teile der CDU 
entschiedene Gegner solcher Maßnahmen. kra

öffentlicher Dienst

Tarifabschluß mit Signalwirkung

Zufriedenheit bei Arbeitgebern und Gewerkschafts­
funktionären herrschte über den Abschluß der Tarifver­
handlungen für den öffentlichen Dienst. In nur vier Sit­
zungen einigten sie sich auf eine Lohnerhöhung um
3,4 % rückwirkend ab 1. Januar bei einer Laufzeit des Ta­
rifvertrags von zwölf Monaten. Bemerkenswert ist aller­
dings die vom Bundesfinanzminister vorgeführte Gelas­
senheit. Weder die Tatsache, daß sich die noch am 
Jahresende prognostizierten Wachstumsraten für die­
ses Jahr nicht aufrechterhalten lassen, noch die revidier­
ten Ergebnisse der letzten Steuerschätzung, die ein 
deutlich geringeres Steueraufkommen vorhersagten, 
haben ihn dazu veranlaßt, den Verhandlungsführer der
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Öffentlichen Arbeitgeber zu einer härteren Gangart auf­
zufordern. Eine zwei vor dem Komma, wie es sich einige 
Landesfinanzminister wünschten, war nach dem ersten 
Arbeitgeberangebot freilich ohnehin illusionär gewor­
den.

Obwohl bei den Tarifgesprächen für den öffentlichen 
Dienst nicht über Arbeitszeitverkürzung verhandelt 
wurde, geht von der Höhe des Abschlusses doch eine 
Signalwirkung auf die Verhandlungen in der gewerbli­
chen Wirtschaft aus. Wenn die Faustregel, daß die 
Lohnerhöhungen in der gewerblichen Wirtschaft minde­
stens einen halben Prozentpunkt über den Einkom­
mensverbesserungen der Staatsbediensteten zu liegen 
haben, weiter gilt, können die Metallarbeitgeber ihr An­
gebot von 2,7% Lohnerhöhung auf keinen Fall mehr 
aufrechterhalten. Der Spielraum für Arbeitszeitverkür­
zungen unter Anrechnung auf die Lohnerhöhung bleibt 
dennoch äußerst eng, da eine Wochenstunde weniger 
Arbeit mit etwa 2 Vz % zu Buche schlägt.

dw

EG

Schlappe für den Protektionismus

Nach der Entscheidung des Europäischen Gerichtsho­
fes vom 12. März, daß das im deutschen Biersteuerge­
setz verankerte Reinheitsgebot ein unerlaubtes Han­
delshemmnis für Importe sei, steht der deutsche Markt 
künftig ausländischen Bieren offen, die nicht nur aus 
Gerstenmalz, Hopfen, Hefe und Wasser bestehen. Da­
mit blieb der Gerichtshof bei seiner bisherigen Recht­
sprechungspraxis, nach der ordnungsgemäß in einem 
Land zugelassene Waren prinzipiell auch in den ande­
ren Gemeinschaftsländern zugelassen werden müs­
sen. Ausnahmen davon sind nur für schutzwürdige Inter­
essen nach Art. 36 EWG-Vertrag möglich. Die Bundes­
regierung hatte das Einfuhrverbot von nicht nach dem 
Reinheitsgebot gebrauten Bieren unter anderem mit 
Gründen des Gesundheitsschutzes zu rechtfertigen ge­
sucht.

Die Luxemburger Richter legten dar, daß -  ausge­
hend vom Grundsatz der Verhältnismäßigkeit-Verbote 
von Zusatzstoffen auf das für den Gesundheitsschutz 
tatsächlich erforderliche Maß zu beschränken seien. 
Den Nachweis, daß die deutsche Zusatzstoffregelung 
für Bier mit ihrem Ausschluß sämtlicher in anderen Mit­
gliedsländern zugelassener Zusatzstoffe zum Schutz 
der Gesundheit der deutschen Bierkonsumenten not­
wendig sei, konnte die Bundesregierung nicht führen. 
Viele der in anderen Mitgliedstaaten für die Bierherstel­

lung zugelassenen Zusatzstoffe sind auch in der Bun­
desrepublik bei anderen Getränken erlaubt!

Der Europäische Gerichtshof hat deutlich gemacht, 
daß der deutsche Hinweis auf potentielle Gefahren 
durch Zusatzstoffe im allgemeinen und der Umstand, 
daß Bier gleichsam „Volksnahrungsmittel“ sei, eine 
strengere Regelung für Bier nicht rechtfertige. Durch 
das Bier-Urteil hat er nun einen Mosaikstein aus dem 
Geflecht des bestehenden europäischen Protektionis­
mus herausgebrochen und den Weg für den bis 1992 zu 
verwirklichenden Binnenmarkt weiter geebnet. kr

UdSSR

Recht auf Arbeit?

In den geburtenstarken zentralasiatischen Republiken 
der Sowjetunion existieren Probleme bei der Bereitstel­
lung von Arbeitsplätzen, die von den sowjetischen Me­
dien neuerdings offen eingeräumt werden. So sind nach 
einem Bericht der Socialisticeskaja Industrija in der Re­
publik Aserbaidschan 250000 Menschen arbeitslos, in 
Usbekistan sollen anderen Angaben zufolge rund 1 Mill. 
Menschen ohne Arbeit sein. Schwierigkeiten bestehen 
vor allem auf dem Land. Die einheimische ländliche Be­
völkerung ist in ihrer Lebensweise stark von Traditionen 
geprägt. Islamische Religion, Zusammenhalt der Groß­
familie und mangelhafte Russischkenntnisse vermin­
dern die Bereitschaft, eine Arbeit in einem städtischen 
Industriebetrieb oder gar in einer anderen Region aufzu­
nehmen. In Aserbaidschan haben die Behörden jetzt 
dennoch damit begonnen, Zehntausende Arbeitslose 
nach Sibirien umzusiedeln, wo unter anderem beim Ei­
senbahnbau und bei der Öl- und Gasförderung Arbeits­
kräfte fehlen.

In Zukunft werden die sowjetischen Behörden vor 
weit größere Aufgaben gestellt: Die Wirtschaftsrefor­
men sind bei ihrer konsequenten Realisierung mit er­
heblichen Umwälzungen auf dem Arbeitsmarkt verbun­
den. Die Einführung des neuen Lohnsystems bedeutet 
zunehmende Entlassungen von Arbeitskräften; die zu­
künftig erstmals zugelassene Möglichkeit, daß schlecht 
wirtschaftende Betriebe bankrott gehen können, zieht 
für die dort Beschäftigten einschneidende Konsequen­
zen nach sich. Damit droht zwar noch keine allgemeine 
Arbeitslosigkeit, erforderlich werden allerdings breitan­
gelegte Umschulungs- und Fortbildungsmaßnahmen 
sowie eine erhöhte Mobilität und Flexibilität der Arbeits­
kräfte. Die Politik steht vor dem Problem, wie das im So­
zialismus garantierte Recht auf Arbeit mit den Reform­
zielen in Einklang gebracht werden kann. sr
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